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...es geht weiter... 

Die Corona-Gefahrenzulage wurde wie angekündigt 

im Bereich der Mobilen Dienste und der Seniorenzen-

tren mit dem Juligehalt ausbezahlt. Sollte wo eine Pan-

ne passiert sein (was bei ca. 2000 betroffenen  Kolle-

gInnen schon mal passieren kann) so wurden diese 

korrigiert und nachbezahlt. 

Im Mobilen Dienst wurde der Kollektivvertrag eben-

falls abgeschlossen und die Lohnerhöhung rückwir-

kend ab 1.2.2020 mit Ende Juli ausbezahlt. 

 

Für die KollegInnen in der Kinderbetreuung gilt der 

Mindestlohntarif. Deshalb haben dies KollegInnen 

keine Corona-Zulage bekommen. Die Gewerkschaft 

versucht beim Bundesministerium (welches den Min-

destlohntarif festlegt) zu erwirken, dass auch KollegIn-

nen für die der Mindestlohntarif gilt (sowie für Tages-

mütter) ebenfalls eine Corona-Zulage bekommen. 

 

Für die KollegInnen in der Essenszustellung gilt der     

Kollektivvertrag für das Güterbeförderungsgewerbe. 

Hier wird die Gewerkschaft mit den Arbeitgeberver-

treterInnen versuchen, auch für diese KollegInnen die 

Corona-Zulage zu verhandeln. 

 

34 KollegInnen von ca. 3000 MitarbeiterInnen der 

Volkshilfe Steiermark mussten für ca. 3 Monate in 

Kurzarbeit gehen.  

 

Alle Bereiche und Einrichtungen wurde mittlerweile 

wieder auf „Normalbetrieb“ umgestellt. Ein 

„Normalbetrieb mit Corona“ - mit erhöhtem Hygiene 

und Organisatorischem Aufwand und jederzeit mögli-

chen verschärften Vorgaben. Wie es aussieht, wird 

uns das in den nächsten Monaten noch weiter beglei-

ten. 

Aus unserer Sicht, haben alle zusammen in der Volks-

hilfe die bisherigen Herausforderungen mit dem   

COVID 19 so gut wie möglich gemeistert. 

 

In der „Corona-Krise“ wurden viele andere Heraus-

forderungen und Probleme zurückgestellt - sie sind    

entweder nur teilweise oder noch nicht gelöst. 

 

Das neue Kinderbildungs– und –betreuungsgesetz 

tritt mit September in Kraft. Wie z.B. Freistellung der 

EinrichtungsleiterInnen für Organisatorische Arbeiten. 

Das neue Gesetz ist ein richtiger Schritt in die richti-

ge Richtung. Es braucht aber noch einiges an Anstren-

gungen bis zum Ziel (besserer Personalschlüssel,   

bessere Bezahlung usw.). 

 

 

Seit Herbst 2019 gab es Ge-

spräche und Verhandlungen 

mit den Verantwortlichen im 

Land über die Weiterfüh-

rung der Überbrückungshilfe 

für Tagesmütter.  

Die begonnen Gespräche 

über die Kostenübernahme 

von z.B. Elektroattesten und 

anderen von den Behörden 

geforderten Maßnahmen 

wurden vorerst ausgesetzt.  

 

Wir werden uns aber weiter-

hin dafür einsetzen, dass es 

hier eine finanzielle Entlas-

tung für Tagesmütter geben 

muss. 

 

Das gleiche gilt innerbetrieb-

lich für die Anhebung der 

Essenspreise, Einführung 

eines Bastelgeldes usw. 

 

Im Mobilen Dienst arbeiten 

wir schon seit einiger Zeit 

g e m e i n s a m  m i t  d e r         

Geschäftsführung am Projekt 

„Dienstplan“. Auch diese 

Gespräche und Arbeitsgrup-

pen wurden ausgesetzt.  

 

Vieles was das Betriebsratsteam geplant hatte, musste 

verschoben oder abgesagt werden. 

Viele größere MitarbeiterInnentreffen und Veranstal-

tungen mussten wir absagen. Viele geplante Betriebs-

besuche konnten wir auf Grund von Corona Bestim-

mungen nicht machen. Wir sind aber für alle telefo-

nisch erreichbar.  

 

Wenn die Sonne des Lebens untergeht, 

Leuchten dafür die Sterne der Erinnerung 

 

 

    Wir trauern um unsere Kollegin 
 

Andrea Kutlesa 
 

die viel zu früh verstorben ist.  

Unsere Anteilnahme gilt der gesamten Familie. 

Du lebst in unseren Erinnerungen weiter. 

Trixi Eiletz  

0676 870 836 357 

Waltraud Stock 

0676 870 836 020 
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Interessensvertretung und Gesetzwerdung 

Interessensvertretung und Gesetzgebung sind in   

Österreich klar geregelt. Es gibt Kammern als gesetz-

liche Interessenvertretungen.  

Zusätzlich organisieren sich die ArbeitnehmerInnen 

über Gewerkschaften und die ArbeitgeberInnen u.a. 

in der Industriellenvereinigung oder Sozialwirtschaft 

Österreich auf Basis freiwilliger Mitgliedschaften zur 

Durchsetzung ihrer Interessen. Wichtige Fragen des 

Arbeitsleben wie Arbeitszeit, Entlohnung und vieles 

mehr werden zwischen Gewerkschaften und Wirt-

schaftskammer oder z..B. Sozialwirtschaft Österreich 

ausverhandelt und in Kollektivverträgen und Betriebs-

vereinbarungen geregelt. Darüber hinaus gelten die 

gesetzlichen Bestimmungen der Bundesgesetzte für 

die Gestaltung von Arbeit und die Beziehungen     

zwischen ArbeitnehmerInnen und ArbeitgeberInnen.  

Bei Verhandlungen ist es wichtig, die Zahlen parat zu 

haben. Die AK unterstützt die Gewerkschaften und 

BetriebsrätInnen unter anderem mit Branchen– und 

Bilanzanalysen und rechtlichen Know-how. 

ArbeitnehmerInnen 

 

Österreichischer  

Gewerkschaftsbund 

 
Gewerkschaftsmitglieder 

Gewerkschaften 

Betriebsrat 

 

Kammer für Arbeiter 

und Angestellte 

 
Gesetzliche Interessensvertretung 

BUNDESREGIERUNG 
macht Gesetzesvorlagen 

PARLAMENT 
Gewählte Abgeordnete der politischen Parteien 

beschließen Bundesgesetze 

 

Industriellenvereinigung 

 
Mitglieder und  

andere Arbeitgebervereinigungen 

 

Wirtschaftskammer 

Österreich 

 
Gesetzliche Interessensvertretung 

ArbeitgeberInnen 

Fachgruppen 

Unternehmen 

Arbeitsvertrag 

Kollektivverträgen 

Betriebsvereinbarungen 

Verhandlung und 

Abschluss  
von 

https://www.oegb.at/cms/S06/S06_0/home
https://www.wko.at/service/Startseite.html


Behindertenvertrauensperson - informiert 
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Behindertenvertrauensperson (BVP) informiert 

Informationen für 

begünstigt behinderter MitarbeiterInnen 

Angelika Zollner  

Tel: 0664 / 85 96 123 

Susanne Zach 

Tel: 0676 / 870 821 110 

Waltraud Putz 

Tel: 0664 / 440 87 80 

Elisabeth Lang 

Tel: 0664 / 889 237 77 

Wenn Du  

• Hilfe zum Antrag auf Aufnahme zum Kreis der begünstigten Behinderten brauchst 

• Fragen zum Antrag und Bundessozialamt hast 

• Hilfe in deinem Arbeitsalltag brauchst oder Fragen dazu hast 

dann bitte melde dich bei uns - wir helfen gerne. 

Ganz wichtig:  

Wir behandeln Deinen Anruf vertraulich - wir unterliegen der Schweigepflicht!!! 

Was heißt „begünstigt Behindert“? 

Wenn man eine Krankheit, physische oder psychische Einschränkungen hat. Begünstig-

te Behinderte im Sinne dieses Bundesgesetzes sind österreichische Staatsbürger und 

Staatsbürgerinnen mit einem Grad der Behinderung von mindestens 50 %.  
 

Wie wird man begünste/r Behinderte/r? 

Den Antrag entweder beim Sozialministeriumservice, online, im Betriebsratsbüro o-

der bei uns  anfordern. Ausfüllen und mit eventuellen Befunde in Kopie beim Sozialmi-

nisterium abgeben oder schicken/mailen. Anträge können bei allen Landesstellen des 

Sozialministerium eingebracht werden. 

 

Feststellung durch Sachverständige 

Die Feststellung des Grades der Behinderung erfolgt durch ärztliche Sachverständige 

der Behörde. Das Sozialministeriumservice entscheidet mit Bescheid über die Zugehö-

rigkeit zum Kreis der begünstigten Behinderten. 

 

Was bringt die Zugehörigkeit zum Kreis der begünstigen Behinderten? 

• Erhöhter Kündigungsschutz 

• Förderungen im beruflichen Bereich: bei Antritt oder Ausübung eines         

Beschäftigungs– beziehungsweise Ausbildungsverhältnisses 

• Lohnsteuerfreibetrag (kann ab einem Grad der Behinderung von 25% beim 

Finanzamt beantragt werden) 

• Fahrpreisermäßigung (z.B. ab einem Graz der Behinderung von 70% auf     

Bahnlinien der ÖBB) mit der Vorteilscard Spezial. 

• Die Firma kann um Förderung ansuchen. 

 

Mehr Informationen auf  

https:// 

www . soz i a lm in i s t e r i um se r v i ce . a t / s i t e /Men s ch en_m i t_Beh i nde run g /

Ausbildung_Beruf_und_Beschaeftigung/Beguenstigte_Behinderte/ 

 

So und jetzt wünschen wir Euch allen einen schönen Herbst!  

Bleibt gesund. 

 

Liebe Grüße Susanne, Waltraud, Angelika und Elisabeth 
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Betriebsrätin Manuela Moser 

Heimhilfe 

Sozialzentrum Voitsberg 

Stell Dich mal kurz vor: 

Für alle Dich mich noch nicht kennen: Ich bin Manuela 

Moser und arbeite seit 17 Jahren im mobilen Dienst 

als Heimhilfe. 12 Jahre in Weiz und nun schon fünf 

Jahre in Voitsberg. Ich merke gerade, wie schnell die 

Zeit vergeht. Meine zwei Kinder sind bereits erwach-

sen (27 und 28 Jahre alt) und inzwischen bin ich schon 

dreimal Oma. 

 

Du bist ja nun schon jahrelang im Betriebsrats 

Team. Was würdest Du im mobilen Dienst 

verändern wollen? 

Das ist eine Frage, die ich mit einem Satz nicht beant-

worten kann, aber ich versuche es. Mehr Zeiten/Raum 

für das Team, wie für Dienstübergaben etc. zu gewäh-

ren und natürlich das als Arbeitszeit zu werten. Die 

Realität sieht leider so aus, dass dies meistens in der 

Privatzeit geschieht. Ein gutes Team tauscht sich aus, 

arbeitet Hand in Hand für das Kundenwohl und ist 

immer bereit, das Beste zu geben.  

 

Wie ist es Dir bis jetzt mit Corona ergangen? 

In den ersten Wochen nicht besonders gut. 

Es gab viele Fragen der KollegInnen, die noch keiner 

beantworten konnte. Ich habe viel telefoniert und wie 

jeder von uns, war ich selbst auch beunruhigt und 

habe alle Nachrichten in sämtlichen Medien verfolgt.  

Inzwischen habe ich mich an das ständige Maskentra-

gen gewöhnt, aber bei 30 Grad um 15 Uhr in einem 

dampfenden Bad kommen wir an unsere körperlichen 

Grenzen. Jeder kann sich vorstellen, wie unangenehm 

das ist.  

 

Wie entspannst du eigentlich nach der Arbeit?  

Zwischen zwei Kunden versuche ich mich zu entspan-

nen, indem ich bei Musik aus dem Radio laut mit   

trällere. Falsch, laut, aber mit Begeisterung. 

Zuhause angekommen, muss es zuerst immer ein  

Kaffee sein. 

 

Dann wärst Du früher gerne Sängerin          

geworden?  

Für die erste Reihe im Chor hätte es nicht gereicht. 

Aber ein Schlagzeug zu spielen wäre damals schon 

interessant gewesen.  

 

Machst Du eigentlich 

Sport oder wie hältst 

Du dich fit? 

Ich sollte vielleicht mehr 

machen. Nächste Frage bitte. 

Naja, ich mag viele Sportarten. Vom Radfahren, bis 

zum Skifahren. Bin aber kein typischer Sportler, der 

täglich seine Runden dreht. Und nach einem geteilten 

Dienst suche ich eher die Ruhe und den Ausgleich im 

Garten und verbringe gerne meine restliche Zeit mit 

meinem Ehemann.  

 

Schenkst Du gerne und wirst Du gerne         

beschenkt? 

Meine Leidenschaften: Dekorieren, Basteln und upcyc-

ling. Meine Freunde werden gerne von mir mit diesen 

Dingen beschenkt. Ich gehöre zu den Frauen, die   

Geschenke und Packerl oder Überraschungen lieben. 

Damit meine ich nicht den Diamantring in der Schatul-

le, sondern Kleinigkeiten oder Aufmerksamkeiten. 

Das kann eine kleine Kapuzinerkresse neben meinem 

Kaffeehäferl sein. Oder ein Lob und mal ein einfaches 

und ehrliches DANKE. 

Meiner Meinung nach könnten wir uns mit Humor 

und kleinen Aufmerksamkeiten das Leben nicht nur 

leichter, sondern auch angenehmer gestalten. Es ist 

ein Zeichen von Wertschätzung und würde das     

Miteinander sehr viel 

vereinfachen.  

 

Wann wurdest du  

das letzte mal      

beschenkt? 

Vor ein paar Tagen. 

Von einer Freundin, 

die überraschend mit    

einem Körbchen Eier-

schwammerl vor der 

Tür stand.  

 

BetriebsrätInnen im Interview 
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Arbeitsunfall:  
Arbeitsunfälle (auf den Körper einwirkende Ereig-

nisse) sind nach §175 Abs 1 ASVG Unfälle, die sich 

im örtlichen, zeitlichen und ursächlichen Zusam-

menhang mit der die Versicherung begründenden 

Beschäftigung ereignen.  

Weitere geschützte Arbeitsunfälle finden sich in 

§175 Abs2 ASVG, den Arbeitsunfällen gleichgestell-

te Unfälle in §176 ASVG. 

Der Unfallschutz ist vor allem auf die Ausübung 

einer Erwerbstätigkeit bezogen, also auch auf jene 

Zeiten der Arbeitsbereitschaft und während einer 

Dienstreise (z.B. angeordnete Weiterbildung etc.) 

Arbeitsunfall und auch Bagatellverletzungen immer 

der/dem Vorgesetzten melden. Arbeitsunfall muss 

unverzüglich der AUVA gemeldet werden. Bagatell-

verletzungen werden in der Einrichtung dokumen-

tiert. 

 

Wegunfall:   
Dieser beinhalteten Unfälle die sich auf einem mit 

der Beschäftigung zusammenhängenden Weg zur 

oder von der Arbeitsstätte ereignet.  

Geschützt ist jeder Weg der zeitlich und strecken-

mäßig der kürzeste ist. Ein Abweichen von diesem 

Weg aus privaten Gründen wird nicht von der   

Unfallversicherung geschützt! 

 

Dienstort ist ein konkreter Ort  

 

Dienstbeginn und Dienstende  
Die Arbeitszeit beginnt und endet am Dienstort.  

Die Wegstrecken, die eine DN für den Weg von 

zuhause zum Dienstort sowie vom Dienstort zu-

rück nachhause zurücklegt, gelten nicht als Wegzeit 

und damit nicht als Arbeitszeit.  

 

Wegzeit  
Die Wegstrecken, die eine DN im Auftrag der 

Dienstgeberin zurücklegt, um ihre Arbeitsleistung 

vorübergehend an einem anderen Ort als ihrem 

Dienstort zu erbringen, gelten als Wegzeit und da-

mit als Arbeitszeit.  

Ist eine derartige Wegstrecke gleich zu Beginn eines 

Arbeitsages (Anreise von zuhause zu Einsatzort) 

bzw. am Ende eines Arbeitstages (Heimfahrt von 

Einsatzort) zurückzulegen, gilt folgende Regelung:  

Als Wegzeit wird nur jene Zeit angerechnet, die die 

Dauer der Hin- und Rückfahrt zum gewöhnlichen 

Dienstort überschreitet.  

 

Dienstort ist eine Region  

 
Einsatzorte sind damit all jene Orte, an denen die 

DienstnehmerIn (DN) im Auftrag der Dienstgeberin 

dienstlich zu tun haben: Sozialzentrum, Wohnung 

der KundInnen, Arzt/Ärztin der KundInnen, Abstell-

platz Dienstauto, KBBE, Spielplatz, Einkauf, Ausflüge, 

etc.  

 

Wegzeit  
Die Wegstrecken, die eine DN zwischen den Ein-

satzorten zurücklegt, gelten als Wegzeit und damit 

als Arbeitszeit.  
Nicht als Wegzeit angerechnet werden …  

- Weg zum ersten Einsatzort bzw. Heimfahrt vom 

letzten Einsatzort eines Arbeitstages,  

- Mobiler Dienst: Fahrten, die während einer Be-

treuung im Auftrag von KundInnen stattfinden (z.B. 

einkaufen). Die dafür benötigte Zeit wird als Be-

treuungszeit, nicht jedoch als Wegzeit angerechnet.  

- KBBE/TM: Wegstrecken, die während der Betreu-

ung der Kinder stattfinden (z.B. Ausflug, Spielplatz-

besuch). Die dafür benötigte Zeit wird als Arbeits-

zeit, nicht jedoch als Wegzeit angerechnet.  

- private Fahrten, die während einer Pause stattfin-

den  

 
Geteilter Dienst im Mobilen Dienst:   

Bei einem geteilten Dienst fährt die DN von ihrem 

letzten Einsatzort zu ihrem Wohnsitz und nach der 

Dienstteilung von dort zum nächsten Einsatzort.  

Wird die tägliche Arbeitszeit geteilt, so sind die 

Wegzeiten (Einsatzorte – Wohnort) zwischen den 

Arbeitsblöcken Arbeitszeit, es sei denn, die Arbeits-

teilung erfolgt auf ausdrücklichen Wunsch der DN 

mit Zustimmung des Betriebsrates.  

 

Dienstauto:  

Die DN hat für die Dienstfahrten grundsätzlich ihr 

privates KFZ zu verwenden. Für die Fahrten kann 

die DN - unter Verwendung des von der Dienstge-

berin vorgegebenen Formularwesens - das amtliche 

Kilometergeld verrechnen. Die Fahrzeit mit dem 

Dienstauto ist Arbeitszeit. 

Stellt die Dienstgeberin der DN für die Fahrten ein 

Dienstauto zur Verfügung, hat die DN dies aus-

nahmslos zu benutzen. Bei der Zurverfügungstellung 

eines Dienstautos handelt es sich um eine freiwillige 

Leistung der Volkshilfe ohne Präjudiz und daraus 

ableitbaren Ansprüchen der DN.  

Arbeitsunfall - Wegunfall - Dienstort - Wegzeiten 
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In der Freizeit muss niemand erreichbar sein. 

 

Man muss nicht „einspringen“ oder länger als     

geplant arbeiten? 

Ein einmal vereinbarter Dienstplan kann auch nur 

wieder im Einvernehmen geändert werden. Ein   

höfliches Nein ist ausreichend - ein Grund muss 

nicht angegeben werden. 

 

Arbeitszeitaufzeichnung: 

Arbeitszeitaufzeichnung ist ein Dokument. 

Die Arbeitszeit ist so zu schreiben, wie man tatsäch-

lich gearbeitet hat. Nicht mehr, nicht weniger und 

schon gar nicht wo anders dazu!!! 

Das Arbeitsinspektorat kontrolliert diese Aufzeich-

nungen.  Sollten Dokumentenfälschungen festgestellt 

werden, müssen der Arbeitgeber und Arbeitnehme-

rIn mit einer Strafe rechnen.  

Es kann auch zu Verlust von möglichen Zuschlägen 

führen. Bei Unfall kann passieren, dass die AUVA das 

nicht als Arbeitsunfall anerkennt. 

 

Urlaub: 

Urlaub muss immer vereinbart werden.  

Kein Urlaubstag darf ohne Zustimmung von der 

MitarbeiterIn im Dienstplan eingetragen werden. 

Urlaub ist im Vorhinein zu vereinbaren und nicht im 

Nachhinein einzutragen (um z.B. Minusstunden zu 

vermeiden) 

In der Volkshilfe SOLLTE (kein MUSS) keine       

MitarbeiterIn zu keinem Zeitpunkt mehr als          

31 Urlaubstage stehen haben. 

Änderungen bei bereits geplanten Urlaubstagen geht 

nur im Einvernehmen. Wenn man den Urlaubs-

wunsch bekannt gegeben hat (am Besten schriftlich), 

dann gilt dieser als genehmigt wenn innerhalb von 14 

Tagen keine Rückmeldung vom Vorgesetzten 

kommt. 

Wenn Urlaub vereinbart war, man im Einvernehmen 

den Urlaub dann nicht konsumieren kann, dann sind 

eventuelle Stornokosten vom Arbeitgeber zu bezah-

len. 

 

Pause:  
MitarbeiterInnen, deren durchgehende Arbeitszeit 

täglich mehr als 6 Stunden dauert, muss eine Pause 

von insgesamt einer halben Stunde gewährt werden. 

Pause ist keine Arbeitszeit. . 

 
Diese halbe Stunde kann auf mehrere Pausen aufge-

teilt werden (ein Teil muss mindestens 10 Minuten 

betragen, d.h. die Teilung ist auf zweimal 15 Minuten 

oder dreimal 10 Minuten möglich) und kann wäh-

rend der ersten 6 Stunden Arbeitszeit, spätestens 

jedoch nach diesen 6 Stunden, konsumiert werden.  

 

Können die MitarbeiterInnen auf diese Pause verzichten? 

Nein, d.h. es ist unmöglich mit den MitarbeiterIn zu 

vereinbaren, dass sie keine Pause konsumieren, 

wenn sie mehr als 6 Stunden durchgängig arbeiten. 

 
Können MitarbeiterInnen mehr Pausen in Anspruch  

nehmen? Ja. Wenn MitarbeiterInnen es ausdrücklich 

wollen und dies auch im Interesse des Dienstgebers 

ist, kann der Dienst auch so eingeteilt werden, dass 

die MitarbeiterIn mehr als die gesetzlich vorge-

schriebenen 30 Minuten Pause konsumieren.  

 

Kann der Dienstgeber verlangen, dass mehr Pausen 

gemacht werden? Nein, die MitarbeiterInnen können 

vom Dienstgeber nicht gezwungen werden, mehr als 

die gesetzlich vorgeschriebenen 30 Minuten Pause 

zu konsumieren.  

 

Melden von Krankenstand: 

Wenn die MitarbeiterIn krank wird, dann ist sie  

verpflichtet unverzüglich (so schnell wie möglich) die 

Vorgesetzte zu informieren und eine Krankmeldung 

vom Arzt zu übermitteln. 

Die MitarbeiterIn muss nur informieren ob er/sie auf 

Grund von Krankheit oder Arbeitsunfall „Krank“ 

geschrieben wurde. 

Es muss nicht über den Befund informiert werden. 

Man muss sich nicht täglich oder wöchentlich     

melden. Es reicht wenn man beim Arzt war und im 

Anschluss die Leitung informiert, wann man wieder 

einen Termin hat bzw. wie lange der Krankenstand 

voraussichtlich noch dauern könnte. 

Man muss im Krankenstand auch nicht telefonisch 

erreichbar sein bzw. zurückrufen. 

Das gilt für alle in der Volkshilfe 

Hast du den Kollektivvertrag gelesen? 

Kennst du deine Rechte und Pflichten? 
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Arbeitszeit laut Kollektivvertrag: 

38 Stundenwoche,  

ab 1.1.2022 gilt die 37 Stundenwoche; 

 

Durchrechnungszeitraum: 

Dieser beträgt 2 Monate.  

Am Ende des Durchrechnungszeitraums werden 

eventuelle Minusstunden ausgebucht.  

Alle Mehr– und Überstunden werden ausbezahlt. 

In einzelnen Wochen kann die Normalarbeitszeit auf 

50 Wochenstunden ausgedehnt werden. 

Die tägliche Normalarbeitszeit kann auf 10 Stunden 

ausgedehnt werden wenn der Zeitausgleich in mehr-

tägigen zusammenhängenden Zeiträumen verbraucht 

wird. Alles darüber hinaus sind Überstunden. 

 

Dienstplan: 

Der Dienstplan muss mindestens ein Monat im vo-

raus (spätestens am 1. des Vormonats) bekannt ge-

geben werden. 

Wenn du einzelne Dienste nicht machen kannst, 

sollst du so schnell wie möglich mit deiner Vorge-

setzten eine Änderung vereinbaren. 

 

Ruhezeiten: 

Die tägliche Ruhezeit laut Kollektivvertrag beträgt 

11 Stunden. 

Die wöchentliche (Mo-So) Ruhezeit beträgt 2 aufei-

nanderfolge Tage. 

Wenn die wöchentliche Ruhezeit an einen      

Nachtdienst anschließt, beträgt die wöchentliche 

Ruhezeit mindestens 48 Stunden. 

Nur in Ausnahmefällen kann die wöchentliche     

Ruhezeit auf 36 Stunden reduziert werden. 

Dann muss aber die entfallene Ruhezeit in          

Verbindung mit anderen freien Tagen als ganzer Tag 

ausgeglichen werden. 

 

Rufbereitschaft: 

Ist keine Arbeitszeit.  

Da man in der Rufbereitschaft telefonisch erreichbar 

sein muss, bekommt man die Rufbereitschaftszulage. 

Sobald man angerufen wird, ist es Arbeitszeit.  

Auch die Wegzeit zum Arbeitsort wird als Arbeits-

zeit gewertet. 

 

Nachtgutstunden: 

Pro Nachtdienst bekommt man 2 Nachtgutstunden. 

Der Verbrauch dieses Zeitguthabens ist anlässlich 

der nächsten Dienstzeiteinteilung zu vereinbaren 

und sollte zusammenhängend verbraucht werden. 

Das Zeitguthaben ist jedoch spätestens sechs     

Monate nach seinem Entstehen zu verbrauchen und 

darf nicht in Geld abgelöst werden. 

 

24. Dezember. und 31. Dezember: 

Beide Tage sind grundsätzlich arbeitsfrei. (reduziert 

die Sollarbeitszeit im Monat).  

Wenn man doch an einem dieser Tage zur Arbeit 

eingeteilt wird, so sind dies Mehrstunden, die ent-

weder in Zeitausgleich ausgeglichen oder ausbezahlt 

werden. 

 

Nachträgliche Änderung der Arbeitszeitauf-

zeichnung: 

Eine nachträgliche Änderung von Arbeitszeitauf-

zeichnungen kann von der Leitung nur nach        

vorheriger Rücksprache mit der MitarbeiterIn 

durchgeführt werden. 

 

Flexibilisierungszuschlag laut Kollektivver-

trag: 

Mit der Dienstnehmerin wird innerhalb von 3 

Kalendertagen vor dem zu besetzenden Dienst das 

Einspringen an einem für sie freien Tag vereinbart. 

Die Regelung umfasst jeden dienstfreien Tag,      

unabhängig davon, warum an diesem Tag kein Dienst 

zu leisten gewesen wäre.  

Daher gebührt der Zuschlag nicht nur für ein     

Einspringen an dienstfreien geplanten Tagen, son-

dern auch wenn ein Zeitausgleich, NG-Tag oder 

Urlaubstag geplant war. 

Für die Bemessung der Frist von 3 Tagen ist nicht 

die Uhrzeit der Bekanntgabe oder des Dienstbegin-

nes maßgeblich, sondern diese orientiert sich an 

vollen Kalendertagen. Der Tag der Bekanntgabe ist 

d a b e i nicht ein-

zurechnen. 

 

Hast du den Sozialwirtschaft - Kollektivvertrag     

gelesen? Das gilt in den Seniorenzentren! 



Betriebsrat  

 

      Deine Recht im Mobilen Dienst                       Seite 9 

Hast du den Mobilen Dienst - Kollektivvertrag       

gelesen? Das gilt im Mobilen Dienst! 

Arbeitszeit laut Kollektivvertrag: 

37 Stundenwoche,  

 

Durchrechnungszeitraum: 

Dieser beträgt 3 Monate.  

Am Ende des Durchrechnungszeitraums werden 

eventuelle Minusstunden ausgebucht.  

Das Ausmaß der wöchentlichen Stundenverpflich-

tung, max. 16 Mehrstunden können in den nächsten 

Durchrechnungszeitraum mitgenommen werden 

alles drüber hinaus wird ausbezahlt. 

In einzelnen Wochen kann die Normalarbeitszeit  

auf 48 Wochenstunden ausgedehnt werden. Die 

tägliche Normalarbeitszeit kann auf 10 Stunden  

täglich ausgedehnt werden, wenn der Zeitausgleich 

in mehrtägigen zusammenhängenden Zeiträumen 

verbraucht wird. Alles darüber hinaus sind Über-

stunden. 

 

Dienstplan: 

Die monatliche Arbeitszeit ist in Form eines Basis-

dienstplanes jeweils zwei Wochen im Vorhinein zu 

vereinbaren.  

Für Änderungen im Dienstplan, die innerhalb von 2 

Kalenderwochen vorgenommen werden, gilt: Eine 

Änderung des vereinbarten Dienstplanes im Ausmaß 

einer Stunde pro Tag gilt als einvernehmlich verein-

bart.  

Bei allen darüberhinausgehenden Änderungen muss 

ein Einvernehmen mit den Mitarbeiterinnen herge-

stellt werden. 

 

Ruhezeiten: 

Die tägliche Ruhezeit lt. Kollektivvertrag beträgt 11 

Stunden. Nur in Ausnahmefällen kann die tägliche 

Ruhezeit auf 9 Stunden reduziert werden. 

Die wöchentliche Ruhezeit beträgt 2 aufeinanderfol-

ge Tage. 

 

Geteilter Dienst: 

Die Arbeitszeit erfolgt grundsätzlich durchgehend. 

Einzelvereinbarungen hinsichtlich einer einmal geteil-

ten Arbeitszeit sind möglich. Bei Streitigkeiten ist 

der Betriebsrat beizuziehen. 

Bei geteilten Diensten muss laut Kollektivvertrag die 

tägliche Arbeitszeit mindestens 5 Stunden betragen. 
An Samstagen, Sonn- und Feiertagen bei geteilten 

Diensten darf die tägliche Arbeitszeit auf vier     

Stunden verkürzt werden. 

An Samstagen, Sonn- und Feiertagen kann eine 

zweite Teilung unter Zustimmung des Betriebsrates 

erfolgen. 
 

Stehzeit: 
Als Stehzeit wird jene Zeit definiert, in der Mitarbei-

terIn (MA) grundsätzlich arbeitsbereit sind, sie aber 

keine Arbeitsleistung erbringen können, weil keine 

Arbeit vorhanden ist. Stehzeit ist grundsätzlich   

Arbeitszeit.  

 

Zwei Möglichkeiten, wie Stehzeiten entstehen:  

1.) Die MA erhält einen Einsatzplan der Lücken auf-

weist, die weder als Pause noch als geteilter Dienst 

gewertet werden können.  

Mögliche Gründe, warum eine Lücke nicht als Pause 

gewertet werden kann:  

die durchgängige Arbeitszeit beträgt weniger als 6 

Stunden und die MA wollen keine Pause machen;  

die durchgängige Arbeitszeit beträgt mehr als 6 

Stunden, die vorgesehenen 30 Minuten Pause  

wurden aber bereits verplant.  

 

Mögliche Gründe, warum eine Lücke nicht als geteil-

ter Dienst gewertet werden kann:  

es gibt an diesem Tag bereits eine Dienstteilung, 

eine weitere ist nicht möglich;  

die Lücke im Einsatzplan ist zu kurz um als geteil-

ter Dienst gewertet zu werden.  

 

Grundsätzlich sind Einsatzpläne so zu gestalten, dass 

Stehzeiten nicht vorgesehen sind bzw. diese für  

Dokumentation oder andere Tätigkeiten verwendet 

werden müssen.  

 

2.) Die MA ist laut Einsatzplan zum Dienst eingeteilt, 

es fällt jedoch die Betreuung eines Kunden aus und 

die Betreuung des nächsten Kunden kann nicht   

vorgezogen werden. Die MA hat praktisch nichts zu 

tun und muss warten.  

Für diese Fälle müssen die SLs Vereinbarungen mit 

den MA treffen, was dann zu tun ist, mit dem klaren 

Ziel, dass so wenig Stehzeiten wie möglich entste-

hen.  

Beispiele: KundInnenbetreuungen sollten bei Ausfäl-

len spontan zeitlich vorverlegt werden können; 

Stehzeiten sind für bestimmte Tätigkeiten zu nutzen 

(Dokumentationsarbeiten, Reinigung der Dienstau-

tos), die an keine zeitlichen Vorgaben gebunden 

sind. MA müssen sich in diesen Fällen bei der Ein-

satzleitung melden.  
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Arbeitszeit laut Mindestlohntarif (MILOTA) 

40 Stundenwoche,  

Egal ob es Kinderdienstzeiten, Vorbereitungszeiten, 

Zeiten für Leitungstätigkeiten, Weiterbildungen, 

Dienstbesprechungen usw. handelt - alles ist Arbeits-

zeit. 

 

Durchrechnungszeitraum: 

Im MILOTA gibt es keinen Durchrechnungszeitraum. 

Durchrechnungszeitraum gilt laut Gesetz nur für den 

25% Mehrleistungszuschlag. Mehrleistungsstunden 

plus 25% Zuschlag werden grundsätzlich nach           

3 Monaten ausbezahlt. Man kann auch eine monatli-

che Auszahlung der Stunden mit Zuschlag verlangen. 

Eventuelle Minusstunden werden monatlich ausge-

bucht.  

In einzelnen Wochen beträt die Normalarbeitszeit  

40 Wochenstunden. Die tägliche Normalarbeitszeit 8 

Stunden. Alles darüber hinaus sind Überstunden. 

 

Dienstplan: 

Der Dienstplan muss mindestens 14 Tage vorhinein 

bekannt gegeben werden. 

Pause: 

MitarbeiterInnen (MA), deren durchgehende Arbeits-

zeit täglich mehr als 6 Stunden dauert, muss eine 

Pause von insgesamt einer halben Stunde gewährt 

werden. Pause ist Arbeitszeit. 

 

Urlaub: 
Urlaub ist immer zu vereinbaren!  

Auch in den Schließwochen („Betriebsurlaub“) kann 

man nicht gezwungen werden Urlaub zu verbrau-

chen.  

 

Wenn man in der Zeit keinen Urlaub verbrauchen 

möchte, dann muss man sich arbeitsbereit erklären.  

Man kann dann in anderen Einrichtungen der jeweili-

gen Sozialstation eingeteilt werden. 

Das gilt auch für den 24. und 31.12. wenn keine   

Kinder in die Einrichtung gebracht werden. 

 
24. Dezember. und 31. Dezember: 

Für Arbeiten am 24. und 31. Dezember gebührt ein 

Zuschlag von 100%. 

Arbeitszeit laut Mindestlohntarif (MILOTA) 

40 Stundenwoche,  

In einzelnen Wochen kann die Normalarbeitszeit auf 

50 Wochenstunden ausgedehnt werden. 

Die tägliche Normalarbeitszeit kann auf 10 Stunden 

täglich ausgedehnt werden. Alle Stunden über 50     

in der Woche bzw. 10 Stunden am Tag sind Über-

stunden und werden mit einem 50%igen Zuschlag 

ausbezahlt. 

 

24.12. und 31.12.: 

Für Arbeiten am 24. und 31. Dezember gebührt ein 

Zuschlag von 100%. 

Wenn die Kinder nicht gebracht werden und man 

arbeitsbereit ist, dann muss man keinen Urlaubstag 

dafür verbrauchen. 

 

Mindestlohn auf Basis eines 40-Stunden-

Vertrags: 

Tagesmütter bekommen pro Kind/pro Stunde einen 

Stundenlohn von € 3,13 Brutto. Für einen Vertrag 

mit 40 Stunden/pro Woche beträgt das Gehalt         

€ 541,49 Brutto. 

Sollte die Summe der Verträge unter diese Grenze  

fallen, dann bekommt die Tagesmutter jedoch      

mindestens auf Basis eines 40-Stundenvertrages             

(€ 541,49) bezahlt. Eine Entlohnung unter diese 

Grenze geht nur wenn die Tagesmutter dem       

zustimmt. Sollte die Tagesmutter dem zustimmen, 

dann ist sie geringfügig angestellt und NUR mehr    

Unfallversichert. 

 

Kündigungsfrist für Eltern-Verträge: 

Die Kündigungsfrist für Eltern beträgt 6 Wochen. 

Diese 6 Wochen bekommt die Tagesmutter weiter 

bezahlt. Auch dann, wenn die Volkshilfe einer      

früheren Auflösung zustimmt. 

 

Entlohnung im Krankenstand: 

Im Fall von Krankenstand der Tagesmutter ist die 

Grundlage für die Berechnung des Krankenentgeltes 

die Basis aller Verträge vor Antritt des              

Krankenstands. Auch dann, wenn während des  

Krankenstands Eltern Verträge kündigen. 

Sollte ein Vertrag bereits vor dem Krankenstand der   

Tagesmutter gekündigt worden sein, dann reduziert 

sich die Berechnungsbasis fürs Krankenentgelt nach 

Ablauf der Kündigungsfrist der Eltern. 

Das gilt für Tagesmütter 

Hast du den Mindestlohntarif gelesen? 

Das gilt in der Kinderbildung und –betreuung! 
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Hast du den Kollektivvertrag Güterbeförderungsge-

werbe gelesen? Das gilt für EssenszustellerInnen! 

Arbeitszeit laut Betriebsvereinbarung: 

38 Stundenwoche (laut Kollektivvertrag = 40 Stun-

denwoche) 

 

Durchrechnungszeitraum: 

Dieser beträgt drei Wochen.  

Am Ende des Durchrechnungszeitraums werden 

eventuelle Minusstunden ausgebucht.  

Mehrleistungsstunden plus 25% Zuschlag werden 

grundsätzlich nach 3 Monaten ausbezahlt. Man kann 

auch eine monatliche Auszahlung der Stunden mit 

Zuschlag verlangen. 

 

In einzelnen Wochen kann die Normalarbeitszeit auf 

43 Wochenstunden ausgedehnt werden. 

Die tägliche Normalarbeitszeit kann auf 9 Stunden 

täglich ausgedehnt werden. Alles darüber hinaus sind 

Überstunden. 

24. Dezember 

Der 24.12. wird wie ein Feiertag behandelt. 

 

Sonn– und Feiertagszuschläge: 

Für Arbeiten an Sonn– und gesetzlichen Feiertagen, 

gebührt ein Zuschlag von 50% pro Stunde, sofern 

diese Arbeit innerhalb eines Dienstplanes verrichtet 

wird, der mindestens ein Kalendermonat im Voraus 

geplant ist. Für Arbeiten an Sonn– und Feiertagen 

ohne Dienstplan gebührt ein Zuschlag von 100%. 

 

6.Tag-Zuschlag 

Als 6. Tag ist der Tag, der auf fünf aufeinanderfolgen-

de Arbeitstage folgt oder 

der sechste Tag innerhalb einer Woche (Mo-So). 

Für die Stunden am 6.Tag gibt es einen Zuschlag von 

50%. 

 

 

Ohne Gewerkschaftsmitglieder - keine Gewerkschaft 

 

Ohne Gewerkschaft - keinen Kollektivvertrag 

 

Ohne Kollektivvertrag - keine Lohnerhöhung 

- keine 38/37/36 Stundenwoche 

- keine Zuschläge 

- keine Zulagen 

- keinen höheren Urlaubsanspruch 

und vieles mehr was es nicht gäbe. 

 

Daher an alle die noch kein  

Gewerkschaftsmitglied sind: 

 

Bitte werdet Mitglied und helft mit, 

dass es für jede/n einzelnen von euch 

mehr/besser wird  

und die bisherigen Errungenschaften 

auch weiterhin gelten. 
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Es gibt wieder die Überbrückungshilfe für 

Tagesmütter 

 
Gemeinsam (ArbeitgebervertreterInnen, Gewerk-

schaft, BetriebsrätInnen) ist es uns nach langen    

Verhandlungen nun gelungen, dass Tagesmütter für 

die Monate Oktober/November/Dezember wieder 

wie gehabt die Überbrückungshilfe ansuchen      

können.  

 

Für das Jahr 2021 müssen wir wieder verhandeln. 

ÜBH für Tagesmütter 

weil die Gewerkschaft dafür gekämpft 

 hat, dass alle KollegInnen in den           

 Seniorenheimen und im Mobilen Dienst 

 den Corona-500er und  

 die Lohnerhöhung bekommen haben.  

Christine Scherr 
Pflegeassistentin 

Seniorenzentrum Wagna 

Mehr über die Arbeit der Gewerkschaft und die  

umfangreichen Serviceleistungen erfährst du bei deinen 

BetriebsrätInnen und auf unserer BR - Homepage  

http://www.brvolkshilfestmk.at/ 

Die Gewerkschaft der Privatangestellten (GPA-djp) setzt sich massiv ein, dass es auch für KollegInnen in der 

Kinderbetreuung eine Corona-Gefahrenzulage gibt. 

Corona-Zulage für die Kinderbetreuung 

Tagesmütter basteln immer wieder mit ihren Tages-

kindern. Die Kosten fürs Bastelmaterial trägt die   

Tagesmutter. Daher haben wir bei der Geschäftsfüh-

rung um eine Lösung dafür eingefordert. 

 

Demnächst bekommen nun alle Tagesmütter die    

ab September weiter Kinder betreuen, als          

ersten Schritt einen Sodexo-Gutschein im Wert  

von € 100,- von der Volkshilfe ausgeteilt. 

 

Wir freuen uns darüber und sehen es als ersten 

Schritt für eine generelle Lösung. 

Sodexo-Gutscheine für  

Tagesmütter 
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Muss man immer sofort unterschreiben? 

Frage: „Ich sollte ein Mitteilungsblatt 

Personal sofort unterschreiben. Die  

Unterlage hab ich auch nicht bekommen. 

Was soll ich jetzt machen?“ 

 
Antwort:  

Niemand muss auf der Stelle und sofort 

irgendetwas unterschreiben. 

Man hat das Recht, dass man die Unter-

lage, die man unterschreiben soll, mit-

nehmen kann.  

Auf alle Fälle vor einer Unterschrift von 

Mitteilungsblättern, Verwarnungen, Ak-

tennotizen usw. Informationen einholen. 

 

Betriebsrat, Gewerkschaft oder         

Arbeiterkammer geben gerne über die 

Auswirkungen Auskunft. 

Wenn mal was unterschrieben wurde, 

kann man es nachher nicht mehr ändern! 

Fragen von KollegInnen... 

Muss man Urlaub konsumieren? 

Frage: „Muss man Urlaub nehmen? 

Stimmt es, dass man nicht mehr als 31 

Urlaubstage stehen haben darf? Kann 

mein Urlaub ohne meine Zustimmung 

einfach im Dienstplan eingetragen     

werden?“ 

 
Antwort:  

Urlaub ist immer zu  

vereinbaren!!!!!! 

Die Vorgesetzte kann MitarbeiterInnen 

nicht auf  Ur laub „schicken“!

MitarbeiterInnen müssen nicht Urlaub 

nehmen, wenn die Leitung es will. Auch 

bei „Betriebsurlaub“ in der Kinderbe-

treuungseinrichtung, müssen Mitarbeite-

rInnen nicht Urlaub konsumieren. Sie 

müssen sich arbeitsbereit erklären, damit 

die Leitung sie für Arbeiten in anderen 

Kinderbetreuungseinrichtungen des   

Sozialzentrums heranziehen können. 

MitarbeiterInnen können nicht einfach 

auf Urlaub gehen (außer die Pflegefrei-

stellung ist schon erschöpft und das Kind 

unter 12 wird neuerlich krank) 

Urlaub dient der Erholung und nicht zum 

Abbau von Minusstunden.  

Urlaub ist immer in vorhinein zu verein-

baren und nicht im nachhinein – um 

eventuelle Lücken im Dienstplan auszu-

gleichen. 

VH intern gibt es die Vorgabe, dass kein/

e MitarbeiterIn mehr als 31 Urlaubstage 

stehen haben SOLL (nicht MUSS). Ein 

Auszug aus Regulativ „Urlaub“ 

„Das Urlaubsjahr von MitarbeiterInnen ist 

grundsätzlich das Arbeitsjahr. Die Volkshilfe 

Steiermark gemeinnützige Betriebs GmbH 

legt für die Beschäftigten im Sinne des   

Erholungszweckes des Urlaubes folgendes 

fest: Alle Urlaube müssen so geplant      

werden, dass zu keinem Zeitpunkt mehr als         

31 Tage Urlaubsanspruch bestehen. 

 

Empfehlung: Urlaubswunsch schriftlich, 

z.B. mit dem Abwesenheitsschein, deiner 

Vorgesetzten bekanntgeben. Zuvor noch 

eine Kopie davon machen und drauf 

schreiben wann man den wen gegeben 

hat. Wenn ca. 14 Tage keine Rückmel-

dung kommt, dann gilt der Urlaub als 

genehmigt!!! 

Als Hilfestellung bei den Urlaubsverein-

barungen haben Betriebsrat und        

Geschäftsführung ein Regulativ erarbei-

tet. Das kann gerne im Betriebsratsbüro 

angefordert werden. 

Mehr Infos zum Thema https://

stmk.arbeiterkammer.at /beratung/

arbeitundrecht/urlaub/Urlaub.html: 

pixabay.com 

pixabay.com 

https://stmk.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/urlaub/Urlaub.html
https://stmk.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/urlaub/Urlaub.html
https://stmk.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/urlaub/Urlaub.html
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Ausflug der Wohnbetreuerinnen Graz Umgebung 

nach Schüsserlbrunn. Bei Sonnenschein und guter 

Laune sind wir von der Teichalm aus zur Wahl-

fahrtskapelle Schüsserlbrunn gewandert.  

Am Ziel angekommen, suchten wir natürlich das 

heilende Wasser in der Felsspalte und besichtigten 

die, fast nur aus Holz bestehende, Kapelle. Und wie 

es bei einer Wahlfahrt üblich ist, sollte man „Buße“ 

tun. Das haben wir!!  

Den ganzen langen Rückweg hat uns starker Regen 

begleitet. Aber mit „I am walking in the rain“ sin-

gend und Regenschutz 

haben wir unversehrt 

die LAHÜ erreicht, wo 

wir ein traumhaftes 

M i t t a g e s s e n  g e -

schlemmt haben. Nach 

einem kleinen Ein-

kehrschwung im Vital-

hotel in Fladnitz auf 

Kaffee und Kuchen ging 

es „feucht“ fröhlich 

wieder heimwärts.  

WohnbetreuerInnen auf Wanderung 

Frühstücken in Voitsberg 

Mittlerweile zur Tradition geworden: gemeinsames 

Frühstücken mit allen MitarbeiterInnen im Bezirk 

Voitsberg.  
Betriebsrätinnen Sigrid Pagger und Manuela Moser 

organisieren diese jährliche Treffen. Heuer aller-

dings musste der erste geplante Termin auf Grund 

von Corona verschoben werden. Im Sommer konn-

te es nun wieder stattfinden - natürlich mit beson-

derer Vorsicht. 

 

 

 

 

 

 

Gleich erging es den Kolleginnen des 

Hortes in Voitsberg. Aber Verschoben 

ist nicht aufgehoben. Statt in einem Gast-

haus zu frühstücken, haben es sich die 

KollegInnen im Hort einen Vormittag 

gemütlich gemacht. 

Eisaktion – „Schlecken mit Genuss! 

Betriebsrätin Daniela Dorn hat alle KollegInnen des 

SOZ Bruck zur Eisaktion „Schlecken mit Genuss!“ 

eingeladen. Alle KollegInnen konnten ihr Eis bei 

Konditorei Mandl abholen. 

Die Kolleginnen der Kinderkrippe Hochfeld in 

Bruck sind gemeinsam zur Konditorei und haben 

die Aktion mit Freude angenommen. 
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Zwei KollegInnen des Seniorenzentrums Bärnbach  

feierten ihren Pensionsantritt  
 

, hat am 9.1.2006 im Seniorenzentrum als     

Dipl. Gesundheits-und KrankenpflegerIn begonnen. 

 

, hat auch am 9.1.2006 im Seniorenzentrum 

Bärnbach als Pflegeassistentin begonnen. 

 

Beide haben die ganzen Jahre mit Einsatz dafür gesorgt, dass BewohnerInnen 

bestens versorgt sind. 

 

Das Betriebsratsteam dankt und  

wünscht euch alles Gute und Gesundheit.  

 
War seit Mai 2010 als Heimhilfe im  

Sozialzentrum Voitsberg im Einsatz.  

 

Das Betriebsratsteam sagt Danke und 

wünscht Dir viel Gesundheit und alles Gute.  

 
Hat am 7.1.2008 als Pflegeassistentin 

 im Seniorenzentrum Thörl begonnen.  

 

Das Betriebsratsteam wünscht dir für deinen neuen  

Lebensabschnitt viel Gesundheit und Glück.  

Wohlverdienter Ruhestand 

 
Hat 2006 bei der Volkshilfe begonnen und war als  

Servicemitarbeiterin im Seniorenzentrum Wetzelsdorf im Einsatz.  

 

Das Betriebsratsteam sagt Danke und wünscht Dir  

alles was du dir wünscht. 

Maria Lind mit Betriebsrätin 

Manuela Moser 

Waltraud Gerschak und 

Betriebsrätin Beatrix Eiletz 

Waltraud Geber mit  

Betriebsrätin Beatrix Eiletz 

Gerti Bergmann und Martha Steinborn 

mit Betriebsrätin Sigrid Pagger 

Silvia Reiter mit 

Betriebsrätin  

Elisabeth Weckel 

 

Hat am 26. April 2004 als Heimhilfe im Sozialzentrum Graz  

begonnen. Die letzten Jahre war Waltraud als Kinderkrippen-

leiterin in der Kinderkrippe Gösting voll Engagement tätig  

 

Das Betriebsratsteam sagt Danke,  

für Deine Arbeit und Deinen Einsatz.  
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